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Die 15 Ministerpräsidenten haben sich verzockt
und setzen das Lottomonopol des Staates aufs
Spiel!
 
Die Fraktionen von CDU und FDP im Schleswig-Holsteinischen Landtag sehen nach
der ersten Reaktion aus Brüssel auf den Entwurf der 15 anderen Bundesländer für
einen neuen Glücksspielstaatsvertrag zum Jahreswechsel das Lottomonopol des
Staates in Deutschland akut bedroht. Gleichzeitig kündigten der stellvertretende
Vorsitzende der CDU-Fraktion, Hans-Jörn Arp, und FDP-Fraktionschef Wolfgang
Kubicki an, in Kürze die technische Notifizierung des schleswig-holsteinischen Weges
vorzunehmen. Damit wird der EU-Kommission die konkrete Umsetzung des bereits
notifizierten Entwurfs für ein schleswig-holsteinisches Glücksspielgesetz angezeigt. 

Da kommt noch einmal eine schallende Ohrfeige aus Brüssel. Die 15
Ministerpräsidenten haben sich hoffnungslos verzockt. Obwohl die europarechtlichen
Rahmenbedingungen seit Jahren klar sind, wollten sie mit fadenscheinigen
Begründungen die Öffnung und Regulierung des Online-Glücksspiels verhindern. Nun
werden sie vollständig mit leeren Händen dastehen, erklärte FDP-Fraktionschef
Wolfgang Kubicki.

Ein Problem für ganz Deutschland sei, dass nun auch das bewährte
Veranstaltungsmonopol des Staates für Lotterien gefährdet sei, erklärte Hans-Jörn
Arp (CDU). Denn in den verbleibenden Monaten werde es den 15 Bundesländern
schon aus zeitlichen Gründen nicht mehr gelingen, ein EU-konformes
Glücksspielrecht auf den Weg zu bringen. Die gescheiterte Vorgehensweise der 15
anderen Bundesländer kann jetzt sogar dazu führen, dass es in Deutschland ab dem
1. Januar 2012 kein Veranstaltungsmonopol für Lotterien mehr geben wird. Unser
gesamtes Glücksspielwesen droht zusammenzubrechen, betonte Arp. Bereits jetzt
zeichne sich ab, dass Lotterien aus dem europäischen Ausland mit ihren erheblichen
Jackpots auf den deutschen Markt drängen werden. Gleiches gelte für Wettanbieter. 

Nach dem Vorgehen der 15 Ministerpräsidenten hätten wir ab Januar 2012 in
Deutschland keine klare Rechtslage mehr. Dann haben wir in Deutschland Wildwest,
und die Spieler haben keine Möglichkeit, zwischen seriösem und unseriösem Angebot
zu unterscheiden, von Suchtprävention ganz zu schweigen. Das ist ein ungeuerlicher
Vorgang, betonte Kubicki. Ziel Schleswig-Holsteins sei es nun, zumindest im eigenen
Bundsland für Rechtssicherheit und klare ordnungspolitische Rahmenbedingungen zu
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sorgen. Wir werden in Kürze auch mit der technischen Notifizierung unseres
Glücksspielgesetzes beginnen, erklärten die beiden Abgeordneten. Die erste
Notifizierung des schleswig-holsteinischen Gesetzes - an der der Entwurf der 15
Ministerpräsidenten offensichtlich bereits scheitere - sei vor mehreren Monaten ohne
Beanstandung erfolgt. Ziel sei es, bis Ende des Jahres zumindest in Schleswig-
Holstein ein europa- und verfassungsrechtskonformes Glücksspielwesen aufzubauen.
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